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versteckt – verteilt – verharmlost

AKW-ABRISS
Wie uns Atomindustrie und Politik

 ihren radioaktiven Müll
unterjubeln
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In Deutschland hat der große AKW
-Abriss begonnen. Bereits 22 Atom

kraftw
erke w

erden 
derzeit stillgelegt und sollen abgerissen w

erden. Zurück bleibt ein großer M
üllberg. Ihre 

strahlende Hinterlassenschaft haben die Atom
konzerne bereits vorsortiert: 

1 bis 3 %
*

Langfristige Lager für hochradioaktive Abfälle und für schw
ach- und m

ittelradioaktive Ab-
fälle, derzeit Zw

ischenlager. Geringer Anteil am
 Gesam

tvolum
en, sehr hoher Anteil am

 Ra-
dioaktivitätsinventar.

97 bis 99 %
* 

M
üllabfuhr (radioaktiv belastetes und unbelastetes M

aterial).

Deutsche Atom
kraftw

erke landen im
 W

ertstoffkreislauf, in der M
üllverbrennung und auf 

Bauschutt-Deponien im
 ganzen Land. W

enn w
ir das nicht stoppen, begegnen uns die ab-

gerissenen deutschen AKW
 schon bald w

ieder – überall. Künstliche Radioaktivität aus dem
 

AKW
-Betrieb landet in Kochtöpfen, in Konservendosen oder in Baum

aterial, in der Luft, die 
w

ir atm
en, im

 W
asser, das w

ir trinken und in Lebensm
itteln, die w

ir essen.

* Angaben zu anfallenden M
engen siehe Landesum

w
eltm

inisterien und Atom
industrie, 

   z.B. http://w
w

w
.schlesw

ig-holstein.de/DE/Fachinhalte/A/atom
ausstieg/rueckbauVonKernkraftw

erken.htm
l

W
egbereiter: Der Atom

konsens

Es w
ar das Jahr 2001, als der dam

alige Bundesum
w

eltm
inister Jürgen Trittin gelernt hatte, Krö-

ten zu schlucken. Dam
als unterzeichnete die rot-grüne Bundesregierung gem

einsam
 m

it den 
Atom

konzernen den Vertrag, der als „Atom
konsens“ Geschichte schrieb. U

m
w

eltverbände und 
Anti-Atom

-Initiativen protestierten gegen die U
nterzeichnung, denn sie erkannten den Atom

-
konsens als M

ogelpackung. Das w
ar kein Atom

ausstieg, sondern ein Garantievertrag für den 
reibungslosen W

eiterbetrieb m
it viel Spielraum

 in Richtung Verfallsdatum
 der Atom

m
eiler – und 

inklusive Rückfahrschein. 
Die Atom

konzerne w
aren zufrieden. Bundeskanzler Schröder w

ar ebenfalls zufrieden, denn er 
hatte die Energieriesen bei Laune gehalten und den Koalitionspartner ruhiggestellt. U

nd der 
U

m
w

eltm
inister konnte endlich verkünden, dass die Grünen ihr w

ichtigstes W
ahlversprechen, 

den Atom
ausstieg, quasi eingelöst hatten. Trittin hatte unter großem

 Druck geliefert, denn ohne 
„Atom

ausstieg“ w
äre der Verbleib der Grünen in der Regierungskoalition kaum

 verm
ittelbar 

gew
esen. 

Eines der Konsens-Geschenke für die Atom
konzerne kam

 m
it der Strahlenschutznovelle 2001: 

Die Einführung der Freigaberegelung (§29 StrlSchV):

Die Freigaberegelung schuf die Voraussetzung dafür, dass die Energiekonzerne ihre Atom
kraft-

w
erke nach Abriss zu circa 98 Prozent kostengünstig in die „M

üllabfuhr“ geben dürfen.

Das w
äre unproblem

atisch, w
enn die Zielsetzung der Freigabe lauten w

ürde, dass nur zw
ei-

felsfrei unbelastetes M
aterial in den Abfallw

irtschaftskreislauf gelangen darf. Dies ist jedoch 
nicht der Fall, freigegeben w

ird, w
as nicht „unzw

eifelhaft endgelagert“ 1 w
erden m

uss. Es darf 
durchaus radioaktiv belastet sein und das in beachtlichen M

aßen und M
engen. W

as in die Ab-
fallw

irtschaft gegeben w
ird, bestim

m
t der Gesetzgeber m

it der Festlegung von Grenzw
erten für 

radioaktive Stoffe. 

Die Begründung für die Freigaberegelung ist nicht im
 m

edizinischen Bereich zu finden. Ein 
Schw

ellenw
ert, unterhalb dessen Strahlung nicht schädlich w

äre, existiert nicht. Die Freigabere-
gelung ist eher als Finanzierungskonzept zur Reduzierung der Atom

m
üllkosten zu verstehen. Das 

Bundesum
w

eltm
inisterium

 form
ulierte das im

 Jahr 2001 so:

„In die Abw
ägung zur Festlegung entsprechender Vorsorgew

erte fließen neben den in erster 
Linie zu berücksichtigenden Erkenntnissen der Risikobew

ertung zur W
irkung niedriger Strah-

lendosen auf M
ensch und U

m
w

elt auch Ü
berlegungen der Risikoakzeptanz ein. Dabei m

üssen 
auch w

irtschaftliche Erw
ägungen, z.B. die Kosten einer Endlagerentsorgung einbezogen w

er-
den.“ 2 

Ü
bersetzt bedeutet das:

Die Bevölkerung finanziert die Beseitigung von strahlendem
 AKW

-Abrissm
aterial

m
it ihrer Gesundheit.

W
iederbegegnungen m

it 
einem

 Atom
kraftw

erk

1 Bundesum
w

eltm
inisterium

: N
ovellierung der Strahlenschutzverordnung, Das Konzept der Freigabe, M

ärz 2001.
2 Ebd.

4

M
etallschrott vor dem

 AKW
 Lubm

in bei Greifsw
ald

Foto: M
ichael Jungblut / Laif
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Aus der Begründung des Bundesum
w

eltm
inisterium

s zur Strahlenschutznovelle von 2001:

„Dort [§ 2, Abs. 1 u. 2, Atom
gesetz] w

ird nunm
ehr bestim

m
t, dass radioaktive Stoffe im

 Sinne des 
Atom

gesetzes nur diejenigen physikalisch radioaktiven Stoffe sind, für die nach dem
 Atom

gesetz 
oder einer [...] Rechtsverordnung besondere Überw

achungsm
aßnahm

en [...] festgelegt w
urden. 

Hieraus folgt, dass Stoffe, deren Aktivität unterhalb der festgelegten Freigrenzen liegt, und Stof-
fe, die freigegeben w

urden, keine radioaktiven Stoffe im
 Sinne des Atom

gesetzes sind.“ 3

M
it dieser gesetzlichen Bestim

m
ung w

urde die rechtliche Voraussetzung für die Entlassung 
radioaktiver Stoffe aus der atom

rechtlichen Zuständigkeit geschaffen. 

Durch die Verw
endung der juristischen Definition von Radioaktivität in der öffentlichen Debatte 

w
erden die physikalischen Eigenschaften von Gefahrstoffen verschleiert. 

M
erksatz:

N
icht der Staat überw

acht w
as radioaktiv ist, sondern radioaktiv ist nur, w

as der Staat 
überw

acht!

Radioaktiv oder
nicht radioaktiv – eine Frage der 
Perspektive? 

Zw
ei Aussagen:

Ein U
m

w
eltm

inister: „M
aterial, das die Freigabegrenzw

erte unterschreitet, ist nicht 
radioaktiv.“

Ein Kritiker: „Eine U
nterschreitung der Freigabegrenzw

erte bedeutet nicht, dass das M
ate-

rial frei von Radioaktivität ist.“

Die beiden Aussagen stehen im
 völligen W

iderspruch zueinander und dennoch sind beide 
korrekt – jede auf ihre W

eise. Physikalisch betrachtet hat der Kritiker völlig recht. Die für die 
Freigabe zulässigen Radioaktivitätsw

erte liegen deutlich oberhalb der N
achw

eisbarkeit. Es 
handelt sich um

 künstliche Radioaktivität, die durch den Betrieb der Atom
kraftw

erke ent-
standen ist. Juristisch gesehen ist freigegebenes M

aterial nicht radioaktiv – selbst w
enn 

es strahlt. Seit dem
 Jahr 2001 bestim

m
t laut Atom

gesetz der Gesetzgeber, ob ein Stoff 
radioaktiv ist oder nicht.

M
aßgebend sind nach dem

 Atom
gesetz also nicht die Gesetzm

äßigkeiten der Physik, 
sondern die der Politik.

Zw
ei Aussagen:

Eine Bürgerinitiative: „Kein Atom
m

üll auf Bauschutt-Deponien!“

Ein U
m

w
eltm

inister: „Das ist kein Atom
m

üll!“

Atom
m

üll ist nur dann Atom
m

üll, w
enn er atom

rechtlich überw
acht w

ird. Folglich ist 
Atom

m
üll nach erfolgter Freigabe kein Atom

m
üll m

ehr. Das ist keine Alchem
ie, sondern 

deutsches Recht – der M
üll strahlt aber trotzdem

 w
eiter. W

enn Bürgerinitiativen strah-
lende Abfälle trotz Freigabe als „Atom

m
üll“ bezeichnen, ist dies w

eniger als Provokation, 
denn als Forderung zu verstehen:

Zum
 Schutz von M

ensch und U
m

w
elt darf physikalisch radioaktives M

aterial nicht aus 
der atom

rechtlichen Ü
berw

achung entlassen w
erden. Atom

m
üll m

uss Atom
m

üll blei-
ben.

3  Bundesum
w

eltm
inisterium

, 2001. http://w
w

w
.bm

ub.bund.de/fileadm
in/Daten_BM

U
/Dow

nload_PDF/Strahlenschutz/
     strlschv_novelle_2001_begruendung.pdf, 15.2.2017. DIE FREIGABE

6
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Strahlend sauber ...
Die Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) regelt die Freigabe von radioaktiven Stoffen zur Ver-
w

ertung oder zur Beseitigung auf Deponien und in M
üllverbrennungsanlagen. 

Die Voraussetzung für eine Freigabe ist, dass die Radioaktivität des M
aterials (Becquerelw

ert/
M

enge) die in § 29 (StrlSchV) festgelegten Freigabew
erte nicht überschreitet. Dam

it der AKW
-Be-

treiber diese Bedingung erfüllen kann, setzt er m
echanische und chem

ische Dekontam
inations-

verfahren (bspw
. Schrubben, Ätzen, Fräsen, Sandstrahlen) ein. Das Abrissm

aterial w
ird zerlegt 

und so lange bearbeitet, bis der zulässige Grenzw
ert erreicht ist – das M

aterial ist dann „freige-
m

essen“.

Dekontam
inationsverfahren, bei denen oberflächlich vorhandene Radioaktivität abgetragen 

w
ird, sind dann sinnvoll und nötig, w

enn sie dem
 Schutz der AKW

-M
itarbeiter und der Bevöl-

kerung dienen. Beim
 Freim

essen w
ird jedoch das Gegenteil erreicht. Es entstehen Em

issionen, 
radioaktive Stäube und Abw

ässer, die über die Luft und Abw
asserleitungen in die U

m
w

elt gelan-
gen. Eingesetztes M

aterial w
ird ebenfalls kontam

iniert und m
uss beseitigt w

erden. 

Im
 Rahm

en der Stilllegungsverfahren haben AKW
-Betreiber „[...] bisher für den Rückbau Anträ-

ge auf radioaktive Em
issionen [...] gestellt, die für Aerosole den Genehm

igungsw
erten für den 

Leistungsbetrieb entsprechen. Diese Grenzw
erte w

urden Jahr für Jahr (außer bei Tritium
, das 

aber kein Aerosol ist) nur zu ca. 1 %
 und w

eniger ausgeschöpft. Aus Strahlenschutzgründen ist 
es unverantw

ortlich, für den Rückbau um
 den Faktor 100 höhere Grenzw

erte zu genehm
igen als 

im
 Leistungsbetrieb benötigt“, heißt es in einem

 Antrag, den der Kreisverband Steinfurt m
it U

n-
terstützung von m

indestens 20 w
eiteren Kreisverbänden auf der Bundesdelegiertenkonferenz 

von Bündnis 90/Die Grünen im
 N

ovem
ber 2015 stellte. 4 

Die Radioaktivität w
ird insgesam

t nicht w
eniger, sie w

ird nur neu verteilt.
Freigem

essen bedeutet nicht, dass das M
aterial frei von Strahlung ist. 

„Dekontam
ination“ im

 AKW
 Lubm

in
Foto: M

ichael Jungblut / Laif

Die Strahlenbelastung für 
die M

itarbeiter und für 
die Bevölkerung an den 
AKW

-Standorten 
w

ird 
durch 

das 
Freim

essen 
voraussichtlich erheblich 
erhöht. 

4  V-31: „Verringerung der Strah-
lenbelastung beim

 Rückbau von 
Atom

anlagen - den AKW
-Rückbau

sicher um
setzen“, 39. O

rdentliche 
Bundesdelegiertenkonferenz von 
BÜ

N
DN

IS 90/DIE GRÜ
N

EN
,

20.-22. N
ovem

ber 2015;
https://bdk.antragsgruen.de/39/
m

otion/169/pdf

 

 
 

*Q
uellen: Greiser, 2009; KiKK-Studie, 2007.
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                                              Die Freigabe: 
Sieh m

al, w
er da m

isst!
Die Freigaberegelung (§29 StrlSchV) ist im

 übertragenen Sinn ein großes Abschreibungs-
m

odell. Das Radioaktivitätsinventar einer stillgelegten Atom
anlage w

ird gem
indert, in-

dem
 physikalisch vorhandene Radioaktivität durch einen Verw

altungsakt unkenntlich 
gem

acht w
ird. Die Verantw

ortung für das strahlende M
aterial w

ird dann in Form
 von ver-

m
eintlich unbelasteten Abfällen der Allgem

einheit zugeschrieben. 

Eine Atom
anlage ist grundsätzlich in zw

ei Bereiche unterteilt: 

1. Der Ü
berw

achungsbereich 
Der Ü

berw
achungsbereich entspricht ca. einem

 Drittel des gesam
ten Abrissvolum

ens. Es han-
delt sich dabei um

 das Gelände m
it den N

ebengebäuden, die nicht im
 direkten Zusam

m
enhang 

m
it dem

 Reaktorbetrieb stehen (bspw
. Bürogebäude, Kantinen, Zäune). Reststoffe aus diesem

 
Bereich m

üssen nicht freigem
essen w

erden, w
enn anhand der Betriebshistorie ausgeschlossen 

w
ird, dass dieser Bereich kontam

iniert w
urde. Im

 Rahm
en einer Begehung können freiw

illige 
Stichprobenm

essungen erfolgen, die im
 N

orm
alfall die um

fängliche Herausgabe des M
aterials 

zur Verw
ertung und Beseitigung über die konventionelle Abfallw

irtschaft erm
öglichen. Die ein-

fache Herausgabe des M
aterials birgt jedoch die Gefahr, dass kleinere Bereiche, in denen eine 

Kontam
ination vorliegt, unentdeckt bleiben. Zusätzlich bietet die unregulierte Herausgabe M

ög-
lichkeiten einer m

issbräuchlichen Verw
endung des unbelasteten M

aterials zur Verdünnung von 
kontam

iniertem
 M

aterial.

2. Der Kontrollbereich
Der Kontrollbereich ist in der Regel vom

 Ü
berw

achungsbereich um
schlossen. Hier stehen die 

Reaktorgebäude und alle Kom
ponenten, die im

 direkten Zusam
m

enhang m
it dem

 Betrieb des 
Atom

kraftw
erkes stehen. In diesem

 Bereich ist die Strahlenbelastung erhöht. Daher gelten stren-
ge Zutrittsbeschränkungen. Eine Körperdosenüberw

achung ist Pflicht.

10

Kontrollbereich

Ü
berw

achungs-
bereich

Aufteilung der Bereiche 
am

 Beispiel des Atom
-

kraftw
erks Brunsbüttel.  5

In Atom
kraftw

erken m
it 

m
ehreren Reaktorblö-

cken ist die Aufteilung 
kom

plexer.

Freigabe von gering radioaktivem
 Abrissm

aterial aus dem
 Kontrollbereich

Abrissm
aterial (Bauschutt, M

etalle, Bodenaushub, Kunststoffe, Asbest, etc.) aus dem
 Kontroll-

bereich w
ird aus der Atom

aufsicht entlassen (→
 Freigabe), w

enn der AKW
-Betreiber den m

ess-
technischen N

achw
eis erbringt, dass festgelegte radionuklid- und m

engenspezifische Grenzw
er-

te nicht überschritten w
erden.

Gem
essen w

ird vom
 Betreiber selbst! Größere M

engen oder Bereiche w
erden anhand von 

Stichprobenm
essungen abgeschätzt. W

irklich genau können viele Radionuklide nur labortech-
nisch untersucht w

erden, entsprechend w
erden die Ergebnisse nur rechnerisch geschätzt. Es 

w
erden lediglich Indikatornuklide gem

essen. Allein der AKW
-Betreiber ist verantw

ortlich für die 
Ausw

ahl der Indikatornuklide und die gew
issenhafte Durchführung der M

essungen. 

Der Gesetzgeber traut der Atom
industrie zu, dass sie in der Lage ist, unternehm

erische Inte-
ressen, bspw

. im
m

ense Kosteneinsparungen, auszublenden. Eine unabhängige Kontrolle der 
M

essungen nach dem
 Vier-Augen-Prinzip ist nicht vorgeschrieben. Es liegt im

 Erm
essen der 

Atom
aufsicht, Kontrollen anzuordnen. Ein Verstoß gegen die Bestim

m
ungen der Strahlenschutz-

verordnung w
ird allenfalls als O

rdnungsw
idrigkeit behandelt. Es liegt dann ebenfalls im

 Erm
es-

sen der Atom
aufsicht, ein Bußgeld zu verhängen.

U
m

 eine Freigabe von Abrissm
aterial aus dem

 Kontrollbereich zu erw
irken, reicht der AKW

-Be-
treiber seine dokum

entierten M
essergebnisse für die jew

eilige Abfallcharge ein. Die Freigabe 
selbst ist ein reiner Verw

altungsakt. Abfallchargen können entw
eder uneingeschränkt oder 

eingeschränkt freigegeben w
erden, dies hängt von der Radioaktivitätskonzentration ab. N

ach 
erfolgter Freigabe w

erden die Abfälle entsprechend den Bestim
m

ungen des Kreislaufw
irt-

schaftsgesetzes an konventionelle Recyclingbetriebe, M
üllverbrennungsanlagen oder Deponien 

abgegeben – ohne Radioaktivitätsverm
erk. Aus Atom

m
üll w

ird ganz norm
aler Abfall.

Form
en der Freigabe

a) Die uneingeschränkte Freigabe:  W
enn die Angaben des Betreibers den Grenzw

erten für eine 
uneingeschränkte Freigabe entsprechen, w

ird die jew
eilige Abfallcharge aus der Atom

aufsicht 
entlassen. Die freigegebenen Abfallchargen w

erden nicht w
eiter kontrolliert, registriert oder 

verfolgt. Es ist daher nicht nachvollziehbar, w
o die Abfälle landen. Sie verschw

inden spurlos und 
unw

iderruflich in der konventionellen Abfallw
irtschaft (Recycling, M

üllverbrennung, Deponie). 
Der größte Teil des Abrissm

aterials w
ird uneingeschränkt freigegeben (radioaktiv belastetes und 

unbelastetes M
aterial).

b) Die eingeschränkte Freigabe: Bei einer Ü
berschreitung des zulässigen Radioaktivitätsniveaus 

für eine uneingeschränkte Freigabe können die Abfälle dennoch aus der atom
rechtlichen Zu-

ständigkeit entlassen und zur Beseitigung auf konventionellen Bauschuttdeponien oder zur Ver-
w

ertung freigegeben w
erden.

Die Einschränkung besteht darin, dass der AKW
-Betreiber neben den Ergebnissen der Freim

es-
sung auch einen N

achw
eis über den Verbleib des M

aterials bei der Atom
aufsicht einreichen 

m
uss. Dies kann ein Vertrag oder eine sonstige Vereinbarung m

it dem
 Betreiber der Beseiti-

gungs- oder Verw
ertungsanlage sein. Gleichzeitig w

ird auch die für den Beseitigungs-/Verw
er-

tungsort nach dem
 Kreislaufw

irtschaftsgesetz zuständige Behörde inform
iert. Diese kann inner-

halb von 30 Tagen die „Herstellung von Einvernehm
en“ durch die Atom

aufsicht fordern (§ 29, 
Abs. 5, StrlSchV). M

aterial, das eingeschränkt freigegeben w
ird, ist in jedem

 Fall radioaktiv 
belastet. 

5  Angaben M
ELU

R Schlesw
ig-Holstein, 2016

     http://w
w

w
.schlesw

ig-holstein.de/DE/Fachinhalte/A/atom
ausstieg/rueckbauVonKernkraftw

erken.htm
l
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Reine Theorie:
Das 10-M

ikrosievert-Konzept
Die Strahlenbelastung (M

aßeinheit: Sievert), m
it der Radioaktivität auf den M

enschen einw
irkt, 

ist nicht direkt m
essbar. Sie w

ird m
it einem

 kom
plexen Rechenm

odell vom
 Becquerelw

ert, der 
die radioaktiven Zerfälle pro Sekunde angibt, abgeleitet. In die Berechnungen fließen viele ver-
schiedene Faktoren ein (Aktivität des Radionuklids, Strahlungstyp, Art der Aufnahm

e, organ-, 
geschlechts- und altersspezifische Faktoren). Im

 Sinne des Strahlenschutzes ist es w
ichtig, die 

Belastung, die von radioaktiven Stoffen ausgeht, zu erm
itteln. Arbeitsschutzm

aßnahm
en w

ären 
ohne diese Berechnungen schw

er um
setzbar. Je spezifischer die vorhandenen Daten sind und 

je kontrollierter und begrenzter die Expositionssituation ist, desto genauer ist der erm
ittelte 

Belastungsw
ert. Grundsätzlich gilt es, unnötige Strahlenbelastungen zu verm

eiden – denn jede 
zusätzliche Strahlendosis bedeutet eine Erhöhung des Gesundheitsrisikos. 

M
it dem

 10-M
ikrosievert-Konzept verfolgen Atom

industrie und Politik jedoch einen anderen 
Ansatz. Der Bevölkerung w

ird eine zusätzliche Strahlenbelastung zugem
utet, dam

it Atom
indust-

rie und Politik sich kostengünstig eines Teils des Atom
m

üllproblem
s entledigen können. 

Der vergleichsw
eise geringe Belastungsw

ert in Höhe von 10 M
ikrosievert pro Jahr w

ird als 
„Schutzziel“ proklam

iert – es darf aber auch durchaus ein höherer W
ert sein. Die Strahlen-

schutzverordnung bestim
m

t, dass die Belastung im
 Bereich von 10 M

ikrosievert bleiben m
uss – 

sie definiert diesen Bereich jedoch nicht. System
planer haben die Grenzw

erte (in Becquerel) für 
die Freigabe von radioaktivem

 M
aterial anhand von Szenarien errechnet, die sie in einer Kom

-
bination von m

athem
atischem

 Können, Spielraum
 und viel Vorstellungskraft entw

ickelt haben. 
O

bw
ohl die radioaktiven Stoffe völlig unkontrolliert in die U

m
w

elt freigesetzt w
erden, geben die 

System
planer vor,  genau berechnen zu können, w

o und in w
elcher Höhe Belastungen auftreten. 

Es w
ird unterstellt, dass sich das M

aterial gleichm
äßig verteilt und hinreichend Verdünnungs-

effekte eintreten. M
ehrfach- und Dauerbelastungen w

erden nicht angenom
m

en, obw
ohl diese 

aufgrund der großen M
aterialm

engen überaus w
ahrscheinlich sind. Die Gesam

tm
enge ist nicht 

begrenzt. 

Das Kollektivdosis-Konzept w
ird nicht angew

endet. Das individuelle Gesundheitsrisiko steigt bei 
einer zusätzlichen niedrigen Strahlenbelastung nur geringfügig. W

enn jedoch viele M
enschen 

zusätzlich m
it niedrigen Strahlendosen belastet w

erden, erhöht sich die absolute Anzahl von 
Erkrankungsfällen signifikant. Aus diesem

 Grund em
pfiehlt die Internationale Strahlenschutz-

kom
m

ission bei Anw
endung des 10 M

ikrosievert-Konzepts eine Begrenzung der Kollektivdosis 
für die gesam

te Bevölkerung auf m
axim

al 1 M
illisievert/Jahr. Doch in der Freigaberegelung nach 

§ 29 w
ird die Kollektivdosis nicht berücksichtigt. Stattdessen w

ird das Prinzip der kontrollier-
baren Dosis angew

endet, das keinen Rückschluss auf die Kollektivdosis erlaubt. Der Dosisw
ert 

bezieht sich dabei auf die Person, die der radioaktiven Strahlung gem
äß den M

odellannahm
en 

am
 stärksten ausgesetzt ist, beispielsw

eise ein Deponiem
itarbeiter. Die Berechnungsgrundlagen 

sind nicht öffentlich zugänglich.

12

Das 10-M
ikrosievert-Konzept: Zw

ischenbilanz

Atom
industrie: Entlastung; Profiteur

Bevölkerung: Belastung; Risikoträger

• Gesam
tm

enge und Gesam
tbelastung bleiben unberücksichtigt.

• M
ehrfach- und Dauerbelastung w

erden nicht berücksichtigt.
• Die Kollektivdosis w

ird nicht berücksichtigt.
• Das Konzept opfert den Vorsorgeschutz zugunsten finanzieller Vorteile.
• Das Konzept w

urde nicht für große M
engen entw

ickelt.
• Anreicherungen von Radioaktivität in W

ertstoffen und N
atur. 

• Die Grenzw
erte w

urden trotz steigender M
aterialm

enge m
ehrfach deutlich erhöht. Im

 
    Jahr 2011 bei der eingeschränkten Freigabe teilw

eise um
 das 10- bis 1000-fache. 6

• Bei den Ableitungen der Grenzw
erte w

urden Zahlen teilw
eise um

 den
    Faktor 3 bis 5 aufgerundet (bspw

. von 3 Bq auf 10 Bq). 7
• Kritische W

issenschaftler w
arnen: Die Bezugsdaten (Hiroshim

a u. N
agasaki) der Risiko-

    abschätzung stam
m

en aus den 70er Jahren und sind überholt. Das Strahlenrisiko w
ird

    um
 den Faktor 13 bzw

. 24 unterschätzt. Dies ergeben Berechungen auf der Grundlage
    aktueller Studienergebnisse. 8
• Das Strahlenrisiko w

ird nicht anhand von Risikogruppen (Kinder, Schw
angere, Alte,

    Kranke) bew
ertet.

Vorgeschichte:
Jahrzehntelang verklappten die Atom

staaten radioaktive Abfälle in großen M
engen im

 M
eer. M

it 
verheerenden und andauernden Folgen für das Ö

kosystem
. In den 1980er Jahren sorgte Green-

peace dafür, dass diese Form
 der „Atom

m
üllentsorgung“ öffentliche Aufm

erksam
keit erlangte. 

1994 verbot die m
aritim

e Sektion (IM
O

) der Vereinten N
ationen endlich das Verklappen von 

Atom
m

üll in den M
eeren. 9  Die Internationale Atom

energie-O
rganisation (IAEO

) hatte zu diesem
 

Zeitpunkt bereits eine Idee, m
it der sich schw

achradioaktiver Atom
m

üll auch fortan m
engenm

ä-
ßig reduzieren ließ. Voraussetzung w

ar die Schaffung rechtlicher M
öglichkeiten zur Entsorgung 

von strahlenden Abfällen über die Abfallw
irtschaft. Die Idee hatte einen N

am
en, „De-M

inim
is“ 

oder auch: Das 10-M
ikrosievert-Konzept.

6  Vgl. N
eum

ann, W
erner in Strahlentelex, N

r. 662-663 / 28.Jahrgang, 7. August 2014, S. 4.
7  Vgl. ebd.
8  Vgl. Schm

id, Dr. m
ed. Jörg: Freigabe radioaktiven M

aterials beim
 AKW

 Abriss, in IPPNW
 Forum

, Nr. 149, M
ärz 2017, S. 22-23.

9  Die Ableitung von radioaktiven Flüssigkeiten w
urde jedoch w

eiterhin zugelassen und w
ird nach w

ie vor praktiziert.

Das 10-M
ikrosievert-Konzept erfüllt keine Schutzfunktion. Es ist der Legitim

ationsver-
such einer von Atom

industrie und Politik w
issentlich herbeigeführten Kontam

ination von 
M

ensch und U
m

w
elt m

it radioaktiven Stoffen. 

13
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Vergleichsw
eise

irreführend ...

14

„Nach w
ie vielen Schnäpsen ist Bier nicht m

ehr schädlich?“ 

„Ist Rauchen unbedenklich, w
enn m

an gleichzeitig im
Großstadtverkehr LKW

-Abgase einatm
et?“

Derartige Überlegungen sind durchaus berechtigt, w
enn m

an der Logik folgt, m
it der M

inisterien 
und Atom

industrie in der Ö
ffentlichkeit um

 Akzeptanz für die Freigabepraxis w
erben. 

Es gibt Presseterm
ine in deutschen Atom

kraftw
erken, bei denen ein Sack Blaukorn-Dünger nicht 

fehlen sollte. Der Sack w
ird in die M

essanlage geschoben und siehe da: das Düngem
ittel liegt 

oberhalb des Grenzw
ertes für die Freigabe radioaktiven M

aterials aus der Atom
aufsicht. 

Blaukorn-Dünger enthält Stickstoff, Phosphat und Kalium
 (N

PK). Abhängig vom
 Abbaugebiet 

sind Phosphate häufig m
it U

ran verunreinigt und dann sow
ohl radioaktiv als auch toxisch belas-

tet. Verfahren, m
it denen das Schw

erm
etall aus dem

 Phosphat extrahiert w
erden kann, w

urden 
bislang nur angew

endet, w
enn sich abhängig vom

 U
ranpreis ein w

irtschaftlicher N
utzen daraus 

ziehen ließ. U
ranhaltige Düngem

ittel gefährden unsere Böden, unser Trinkw
asser und som

it un-
sere Gesundheit. 10 Gesetzliche Regulierungen sind daher längst überfällig.

Gleichw
ohl ist der U

rananteil nicht allein verantw
ortlich für den hohen Becquerelw

ert des Dün-
gem

ittels auf der Freim
essanlage im

 AKW
. M

aßgeblich für die Radioaktivitätskonzentration im
 

Blaukorn-Dünger ist in erster Linie sein Kalium
anteil. Kalium

 ist das siebthäufigste Elem
ent der 

Erdkruste und ein lebensnotw
endiger M

ineralstoff, der zu 0,012 Prozent aus dem
 natürlichen 

Radionuklid Kalium
-40 besteht. Die Form

el ist sehr einfach: Kein Kalium
 ohne Kalium

-40 und 
ohne Kalium

 kein Leben. Der m
enschliche O

rganism
us steuert seinen Kalium

haushalt bedarfs-
gerecht. N

im
m

t der Körper m
ehr Kalium

 auf, als er benötigt, lagert er den Ü
berschuss nicht ein, 

sondern scheidet ihn über die N
ieren kom

plett w
ieder aus. Andernfalls w

ären beispielsw
eise 

Bananen nicht zum
 Verzehr geeignet. Dass der M

ensch die im
 Kalium

 enthaltene Radioaktivität 
nur begrenzt aufnim

m
t, ist Teil der Evolution. Die m

eisten künstlichen Radionuklide kann der 
m

enschliche Körper hingegen nicht eigenständig ausscheiden; es kom
m

t dann zu einer Anrei-
cherung im

 M
enschen. Kalium

-40 als Rechtfertigung einer zusätzlichen Strahlenbelastung her-
anzuziehen, ist daher vorsätzlich irreführend. 11  

Ein Blaukorn-Sack kom
m

t selten allein. Leuchtzifferuhren, Granitplatten, diverse Lebensm
it-

tel, Interkontinentalflüge oder Röntgenaufnahm
en sind die klassischen Zutaten von Verharm

-
losungskam

pagnen der Atom
lobby. Jede durch die Atom

industrie verursachte zusätzliche Be-
lastung sei vergleichsw

eise gering und gehe quasi in der Hintergrundstrahlung unter. Doch die 
Strahlenbelastung geht nicht unter, sie steigt insgesam

t an. Atom
industrie und verantw

ortliche 
Politiker m

achen in ihrer Argum
entation keinen U

nterschied zw
ischen den Strahlungsarten oder 

den Form
en der Aufnahm

e; sie unterscheiden nicht zw
ischen verm

eidbarer und unverm
eidba-

rer Strahlenbelastung; sie setzen die individuelle Risikoabw
ägung m

it einer allgem
einen Risi-

koakzeptanz gleich; sie vergleichen den Einzelfall m
it dem

 Dauerzustand. 

10  Vgl. http://w
w

w
.um

w
eltinstitut.org/them

en/radioaktivitaet/radioaktivitaet-und-gesundheit/natuerliche-radioaktivitaet/
 

  uran-im
-duenger.htm

l, 05.01.2017; Bis zur Jahrtausendw
ende w

urde U
ran für den Handel extrahiert. 

 
  Siehe: http://w

w
w

.zeit.de/2005/23/N
-U

ran.

11  So bspw. der schlesw
ig-holsteinische Um

w
eltm

inister Robert Habeck am
 21.7.2016 bei der Veranstaltung „Reststoffe - Rückbau

       von Atom
kraftw

erken“ in Kiel. Auch Baden-W
ürttem

bergs Um
w

eltm
inister Franz Untersteller führt „Blaukorn-Dünger“ ins Feld.

Foto: Falko Tetzem
ann

Fakt ist: M
it der abfallw

irtschaftlichen Verw
ertung und Beseitigung von deutschlandw

eit 
m

ehreren M
illionen Tonnen gering radioaktiven Abrissm

aterials nim
m

t die Strahlenbe-
lastung zu und das Gesundheitsrisiko des Einzelnen steigt. 
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Verw
ertungs- und Beseitigungs-

pfade von radioaktivem
 M

aterial 
nach dem

 Abfallrecht
Vom

 Atom
m

üll zum
 Hausm

üll in nur fünf Schritten:

1. Radioaktiv belastetes M
aterial w

ird m
echanisch behandelt, um

 das Radioaktivitätsniveau zu 
senken. Zielvorgabe ist die Einhaltung der M

engen und Grenzw
erte für eine uneingeschränkte 

oder eine eingeschränkte Freigabe von Abfallchargen. 

2. Freim
essen. Der m

esstechnische N
achw

eis zur Einhaltung der Grenzw
erte w

ird vom
 AKW

-Be-
treiber selbst durchgeführt. Freigem

essen bedeutet nicht frei von Radioaktivität.

3. Freigabe: Der AKW
-Betreiber reicht seine nuklid- und m

engenspezifischen M
essergebnisse 

bei der Atom
aufsicht ein. Entsprechen die Angaben den Bestim

m
ungen der Freigaberegelung, 

erfolgt die Entlassung des M
aterials aus der Atom

aufsicht. Die Freigabe ist ein rein bürokrati-
scher Akt. 

4. Sonderfall „eingeschränkte Freigabe“: Der AKW
-Betreiber m

uss im
 Vorfeld der Freigabe den 

Beseitigungsort, z.B. eine konventionelle Bauschuttdeponie, angeben. Die für den Verw
ertungs- 

bzw
. Beseitigungsort zuständige Behörde w

ird inform
iert und kann Bedenken anm

elden.

5. Der AKW
-Betreiber beauftragt Betriebe der Abfallw

irtschaft m
it der Abholung, Beseitigung 

oder Verw
ertung des M

aterials. Die Abfallchargen w
erden entsprechend den Vorgaben des 

Kreislaufw
irtschaftsgesetzes recycelt, verbrannt oder deponiert. 

Beseitigungspfad Recycling: W
ertstoffkreislauf – Recycling von radioaktivem

 M
aterial

Für die M
etallindustrie ist radioaktiver Stahlschrott ein bekanntes Im

port-Problem
, das durch 

das Freigabekonzept nunm
ehr „angereichert“ w

erden dürfte. Zw
ar w

ird jede Lieferung gem
es-

sen, sodass zum
indest die Gam

m
astrahlung erfasst w

erden kann, jedoch lassen die gesetzlichen 
Grenzw

erte die Erhöhung des Radioaktivitätsniveaus zu. Radioaktiv belastete M
etalle w

erden 
bearbeitet, eingeschm

olzen und w
iederverw

ertet. Für Arbeiter in der Stahlindustrie ist das m
it 

einem
 steigenden Gesundheitsrisiko verbunden.

Es ist nicht w
ünschensw

ert, dass unbelastetes M
aterial durch Verm

ischung m
it radioaktivem

 
M

aterial kontam
iniert w

ird. Doch w
as bedeutet es, w

enn radioaktiv belasteter Stahl zum
 Regel-

fall w
ird? Die Radioaktivitätskonzentration w

ird nicht ab-, sondern zunehm
en. Eine Erhöhung 

der Grenzw
erte w

ird dann zum
 Sachzw

ang. Stahlrecycling ist energiesparend und ressourcen-
schonend. Die Q

ualitätssicherung ist daher gesellschaftlich von großer Bedeutung. Entsprechend 
m

uss Radioaktivität oberhalb der Hintergrundstrahlung auch für den Im
port von Stahlschrott als 

Ausschlusskriterium
 gelten. Das ist nicht nur für die M

etallindustrie von Bedeutung, sondern 
auch für Produzenten und Konsum

enten von Gebrauchsgütern.

W
eder Produzenten noch Konsum

enten haben die M
öglichkeit, darüber zu entscheiden, ob sie 

bereit sind, die gesundheitlichen und w
irtschaftlichen Risiken und Kosten für das strahlende 

Erbe der Atom
industrie zu übernehm

en.

Alltag – Beruf – Freizeit
Bauschutt und Bodenaushub w

ird recycelt und in der Baubranche eingesetzt. Beim
 Hausbau, 

bei Sanierungsarbeiten in öffentlichen Gebäuden, beim
 Straßenbau oder auch im

 Garten- und 
Landschaftsbau, unter dem

 Sportplatz, in der Leichtbauw
and daheim

 oder in öffentlichen Ge-
bäuden, Kindergärten, Schulen, in der M

uttererde im
 Garten – überall können uns die radioak-

tiven Hinterlassenschaften der Atom
kraft begegnen, ohne dass w

ir dies kalkulieren oder uns 
davor schützen könnten.

Der N
achhaltigkeitsaspekt des Recyclingm

odells ist abhängig von strengen Schadstoffbestim
-

m
ungen und -kontrollen. Eine vorsätzliche U

nterm
ischung von radioaktivem

 M
aterial in den 

W
ertstoffkreislauf ist verantw

ortungslos und unw
iderruflich.

Das Einschm
elzen von strahlendem

 M
etallschrott ist in Deutschland zulässig in Schm

elzbetrieben, bei denen ein M
ischungs-

verhältnis von 1:10 von M
etallschrott aus der „Freigabe“ zu anderen M

etallen gew
ährleistet w

erden kann oder bei einen 
Durchsatz von m

indestens 40 000 Tonnen im
 Kalenderjahr. „Edelstrahl“ ist dann kein Druckfehler, sondern Tatsache.

‚Dekontam
ination‘ im

 AKW
 Lubm

in
Foto: M

ichael Jungblut / Laif

16

Aus strahlenden M
etallen aus dem

 AKW
-Abriss w

erden neue Produkte, denen m
an ihre 

Herkunft und radioaktive Belastung nicht ansieht. Der größte Teil des Abrissm
aterials lan-

det im
 W

ertstoffkreislauf.
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N
icht die Deponieklassen m

it den höchsten Sicherheitsstandards (Deponieklassen III und IV), 
sondern vorhandene Deponien m

it ausreichenden Kapazitäten – Deponien der Klassen I und II 
– sind für die Einlagerung vorgesehen. Sicherheitstechnisch ist die Deponieklasse II der Deponie-
klasse I um

 eine zusätzliche Abdichtungskom
ponente überlegen. Doch für beide Deponieklassen 

ist es m
ehr als fraglich, ob der Grundw

asserschutz den langfristigen Sicherheitsanforderungen 
gerecht w

ird, die für die Lagerung von radioaktiven Stoffen gelten m
üssen. Die Sicherheitsan-

nahm
en beruhen allein auf m

athem
atischen Herleitungen.

Bei der Festlegung der Freigabegrenzw
erte für die Beseitigung auf Deponien w

urde angenom
-

m
en, dass es sich bei der Person, die ggf. m

it dem
 radioaktiven M

aterial in Kontakt kom
m

t, um
 

einen gesunden, jungen, m
ännlichen Deponiem

itarbeiter handelt. Dies beschreibt den Perso-
nenkreis, der am

 w
enigsten sensibel auf Strahlung reagiert. Entsprechend w

ird von einer höhe-
ren Belastbarkeit ausgegangen als bei Kindern, der Gruppe, die am

 sensibelsten auf Strahlung 
anspricht und besonders geschützt w

erden m
uss.

Das Abrissm
aterial w

ird nicht in geschlossenen Behältern
12 angeliefert. Daher ist es unver-

m
eidbar, dass radioaktiv belastete Stäube verw

eht w
erden, in den angrenzenden W

ohnsied-
lungen landen oder über w

eite Strecken transportiert w
erden. Radioaktive Partikel können 

sich auf diese W
eise ungehindert verbreiten und in den m

enschlichen Körper gelangen. Viel-
leicht einm

al, vielleicht häufiger, vielleicht ständig. Der Körper repariert die Schäden, die durch 
die Strahlung entstehen oder auch nicht. Er w

ird krank oder auch nicht.

Es w
ird ebenfalls nicht berücksichtigt, dass auf Deponien, die oftm

als gleichzeitig Recyclinghöfe 
sind, Publikum

sverkehr keine Ausnahm
e ist. Auch Kinder besuchen Deponien und sind ggf. der 

Strahlung ausgesetzt, die von radioaktivem
 Abrissm

aterial ausgeht.

12  M
itunter stellen M

inisterien Kunstfasersäcke (Bigbags) in Aussicht. Diese bieten jedoch keinen angem
essenen Schutz; sie

       können reißen oder platzen.

Für die Lagerung auf Deponien w
urden die höchsten zulässigen Radioaktivitätsw

erte fest-
gelegt. Besondere M

aßnahm
en für die Einlagerung sind nicht vorgeschrieben.

W
o gebaut w

ird, staubt es

Die Gefahr, dass Bauarbeiter, Passanten und
Anw

ohner radioaktive Partikel aus dem
AKW

-Abrissm
aterial über die Atem

w
ege

oder die N
ahrung in den Körper

aufnehm
en, ist realistisch.

Das Gefahrenpotenzial steigt, ohne dass nachvollzogen
w

erden kann, w
ie hoch die Belastung des Einzelnen

tatsächlich ist – und ohne dass die Betroffenen die
Gefahrensituation erkennen können. 

Beseitigungspfad M
üllverbrennung

Radioaktivität verschw
indet nicht, indem

 m
an sie qua Gesetz unkenntlich m

acht. Ebensow
enig 

verschw
indet sie durch therm

ische Behandlung in einer M
üllverbrennungsanlage. W

enn das 
Abrissm

aterial durch Verbrennung pulverisiert w
ird, bleibt die Radioaktivität erhalten.

Ein Teil der radioaktiven Partikel w
ird durch das Filtersystem

 der M
üllverbrennungsanlage (M

VA) 
aufgefangen. Die Filteranlage ist dann ebenfalls kontam

iniert. W
enn die Filter gereinigt oder auf 

Deponien entsorgt w
erden, w

ird die aufgefangene Radioaktivität freigesetzt. Auch in der Schla-
cke, die nach der Verbrennung übrig bleibt, sind radioaktive Partikel enthalten. Die Schlacke w

ird 
auf Deponien beseitigt. Ü

ber den Schornstein w
ird außerdem

 Radioaktivität in die U
m

w
elt ge-

blasen, sie verteilt sich in der Luft, regnet ab und kontam
iniert Böden, Getreide, Gem

üse, O
bst. 

Die Radioaktivität kann sich in Pflanzen anreichern.

Beseitigungspfad Deponie

AKW
-Abrissm

aterial, das aufgrund seiner Stofflichkeit oder aufgrund einer zu hohen Radioakti-
vitätskonzentration w

eder recycelt noch verbrannt w
erden kann, w

ird auf herköm
m

lichen Bau-
schutt-Deponien eingelagert. 

Die jährlichen M
engen der eingeschränkt freigegebenen Abfallchargen, die auf einer Deponie 

eingelagert w
erden dürfen, sind begrenzt. N

icht begrenzt ist, w
as zusätzlich über die uneinge-

schränkte Freigabe und aus anderen Bereichen (bspw
. M

edizinabfälle, Industrieabfälle) an die 
Deponie abgegeben w

ird. Das bedeutet, dass die Gesam
tm

enge radioaktiven M
aterials auf 

einer Deponie unbegrenzt ist. Die Konzentration der Radioaktivität auf der Deponie ist m
es-

stechnisch w
eder hinreichend darstellbar, noch sind die eingelagerten Abfälle rückholbar.

Es fehlt die ethische Grundlage, die die durch die Freigabe verursachte 
unberechenbare, unkontrollierbare, unw

iderrufliche und zudem
 ver-

m
eidbare Gefährdung der körperlichen U

nversehrtheit des Einzelnen 
rechtfertigen könnte. 

Staubentw
icklung auf der Deponie „Froschgraben“ 

in Baden-W
ürttem

berg
Foto: Günter Strauch

M
it anderen W

orten: Die Lagerung von großen M
engen radioaktiver Stoffe auf Deponien der 

Klassen I und II ist ein Testballon m
it dem

 Risiko der unw
iderruflichen und folgenreichen Kon-

tam
ination der Luft und des Grundw

assers durch die Freisetzung künstlicher Radionuklide. 

18
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                  M
ensch 

Ein Schw
ellenw

ert, unterhalb dessen Radioaktivität für den m
enschlichen O

rganism
us nicht 

schädlich ist, existiert nicht – das ist w
issenschaftlicher Konsens. Epidem

iologische Studien 
haben einen linearen Dosis-W

irkungszusam
m

enhang für strahleninduzierte Zellschäden nach-
gew

iesen. Das bedeutet, dass bei einer Erhöhung der Strahlenbelastung die Anzahl der durch 
Strahlung verursachten Krebserkrankungen in der Bevölkerung zunim

m
t. M

it der Strahlendosis 
steigt entsprechend das individuelle Erkrankungsrisiko proportional. Strahlung ist also im

m
er 

schädlich; sow
ohl die natürliche als auch die künstlich erzeugte ionisierende Strahlung. 

Dieses W
issen sollte uns nicht in Panik versetzen, schließlich können w

ir der natürlichen und 
der bereits freigesetzten Strahlung nicht entfliehen. Gleichw

ohl sollten w
ir uns darauf besinnen, 

unsere Strahlenbelastung nicht unnötig zu erhöhen. Eine persönliche N
utzen-/Risiko-Abw

ägung 
sollte dort, w

o eine zusätzliche Strahlenexposition durch eine vorhandene Strahlenquelle ver-
m

eidbar ist, als M
aßstab dienen. W

eder ethisch begründbar noch m
enschlich hinnehm

bar ist 
allerdings die Situation, dass U

nternehm
en m

it politischer U
nterstützung aus gew

inn- oder kos-
tenstrategischen Gründen zusätzlich radioaktive Strahlung in die U

m
w

elt freisetzen und som
it 

sow
ohl die allgem

eine als auch die individuelle Strahlenbelastung erhöhen. 

N
iedrigstrahlung: Ein unterschätzter Begleiter

W
ährend akute bzw

. determ
inistische Strahlenschäden (m

assive, unkontrollierte Zellabtötung) 
nach einer Strahlenexposition m

it hohen Dosen innerhalb eines überschaubaren Zeitrahm
ens 

auftreten (Stunden, Tage, W
ochen), ist ein durch N

iedrigstrahlung verursachter Krankheitsver-
lauf (Zellschäden, Zellm

utation) chronisch. Spätschäden, die teilw
eise erst nach Jahrzehnten 

auftreten, lassen sich schw
er zurückverfolgen und sind im

m
er auch ein Zusam

m
enspiel ver-

schiedener Faktoren (U
m

w
eltfaktoren und individuelle Einflüsse). Ein Krebstum

or oder ein ge-
netischer Defekt bei den N

achkom
m

en verrät seine Entstehungsgeschichte nicht. Kausalzus-
am

m
enhänge können nur durch Krebsregister und epidem

iologische Studien erfasst w
erden. 

Eine juristische Belastbarkeit ist in der Regel jedoch auch dann nicht gegeben. W
issenschaftliche 

Erkenntnisse (z.B. KIKK-Studie 2007, Greiser 2009, Internationale Langzeitstudie zum
 Krebsrisi-

ko von AKW
-M

itarbeitern, 2015) unterstützen die Einschätzung, dass die Gefahren der N
iedrig- 

strahlung bislang w
eithin unterschätzt w

erden. 

Erkrankungen durch N
iedrigstrahlung 13

Gesunde Zellen verfügen über Reparaturm
echanism

en, die Strahlenschäden beheben können. 
Kann die Zelle nicht repariert w

erden, stirbt sie. Bei fehlerhafter oder nicht ausreichender Repa-
ratur entstehen Zellm

utationen. M
utierte Zellen können sich dann verm

ehren und Erkrankun-
gen auslösen.

Som
atische Schäden: Leukäm

ie, Krebs, Herz-Kreislauf-Erkrankungen (bspw
. Schlaganfall, Herzin-

farkt), Stoffw
echselerkrankungen (z.B. Diabetes), Linsentrübung (Grauer Star), Im

m
unschw

äche.
Genetische Schäden: Schädigung des Erbm

aterials und daraus resultierende Erkrankungen in 
den Folgegenerationen.

Arten der Strahlenexposition:
Äußere Strahlung: Aufnahm

e über die Haut, Belastung nim
m

t m
it Abstand zur Strahlenquelle ab.

Innere Strahlung: Aufnahm
e radioaktiver Partikel oder Gase in den Körper durch Atm

ung (In-
halation) oder m

it der N
ahrungsaufnahm

e (Ingestion). Strahler verbleiben je nach Radionuklid 
m

itunter jahrelang im
 Körper. 

Vom
 AKW

 in den Körper: Beispiel Strontium
-90

Strontium
-90 ist ein künstliches Radionuklid, in der N

atur kom
m

t es ursprünglich nicht vor. Es 
ist das Produkt von Spaltprozessen im

 Atom
reaktor. Von dort gelangt es über den Schornstein 

und Abw
ässer in die U

m
w

elt. M
it der Freigaberegelung öffnet sich ein w

eiterer Pfad für eine 
flächendeckende Verbreitung. Strontium

-90 ist ein Betastrahler, seine Durchdringungsstärke ist 
nicht besonders hoch. Bei äußerer Exposition können Haut- oder Augenschäden auftreten. W

ird 
Strontium

-90 über die N
ahrung in den Körper aufgenom

m
en, verw

echselt dieser Strontium
-90 

m
it Calcium

 und lagert es in den Zähnen und Knochen ein. In den Knochen kann sich Stronti-
um

-90 leicht anreichern und Knochenkrebs oder Leukäm
ie verursachen. Epidem

iologische Stu-
dien zu Kinderkrebs in der U

m
gebung von Atom

kraftw
erken (Greiser, 2009; KiKK-Studie, 2007) 

haben ergeben, dass die Anzahl der Leukäm
iefälle bei Kindern, die in der N

ähe von Atom
kraft-

w
erken leben, signifikant erhöht ist. Strontium

-90 steht im
 Verdacht, in diesem

 Zusam
m

enhang 
eine Rolle zu spielen. Aufgrund des Zahn- und Knochenw

achstum
s haben Kinder einen hohen 

Calcium
bedarf. Da der Körper Strontium

-90 nicht von Calcium
 unterscheiden kann, versucht er 

den Bedarf auch m
it dem

 gefährlichen Radionuklid zu stillen. 

Risikogruppen
Kinder reagieren sensibler auf radioaktive Strahlung als erw

achsene M
enschen. Das gilt insbesonde-

re auch für das ungeborene Leben. W
achstum

 bedeutet häufige Zellteilung; die Zellteilung ist jedoch 
hinsichtlich m

öglicher Strahlenschäden ein kritischer M
om

ent. Auch sind bei Kindern Zellreparatur-
m

echanism
en noch nicht vollständig ausgebildet. W

eitere Risikogruppen sind alte und kranke M
en-

schen.

Laut Robert-Koch-Institut liegt die W
ahrscheinlichkeit, im

 Laufe des Lebens an Krebs zu erkran-
ken in Deutschland im

 Jahr 2015 bei 50 %
. Jeder vierte Todesfall in Deutschland ist die Folge 

einer Krebserkrankung. Eine Zunahm
e der Strahlenbelastung durch künstliche Radioaktivität ist 

aufgrund von Atom
unfällen w

ie in Tschernobyl und Fukushim
a, durch Atom

w
affentests oder 

auch infolge der Atom
m

üllverklappung im
 M

eer unverm
eidbar.

Es gilt, Gesundheitsrisiken zu reduzieren, statt neue zu schaffen!
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13  Hintergrundinform
ationen zu Erkrankungen durch N

iedrigstrahlung unter: w
w

w
.ippnw

.de



22
23

M
ülltrennung:

Alternativen für eine 
sicherere Lagerung von 
strahlendem

 
AKW

-Abrissm
aterial

Durch die Freigabe w
ollen Politik und Atom

industrie die M
engen und das Volum

en einzu-
lagernder schw

ach- und m
ittelradioaktiver Abfälle reduzieren. Die Rahm

enbedingungen 
der Freigabe folgen den Ansprüchen an eine M

inim
ierung der Atom

m
üllkosten. Dies geht 

deutlich zu Lasten des Schutzes von M
ensch und U

m
w

elt. Dabei gibt es alternative La-
gerungskonzepte, die einen verantw

ortbaren Kom
prom

iss zw
ischen Finanzierungs- und 

langfristigen Sicherheitsansprüchen erm
öglichen und den Anforderungen des Strahlen-

schutzes gerecht w
erden. Die Finanzierungskosten können im

 Verhältnis zu den Kosten 
einer tiefengeologischen Atom

m
ülllagerung erheblich gesenkt w

erden, gleichzeitig w
äre 

die Sicherheit im
 Vergleich zur Freigabelösung um

 ein Vielfaches höher. 

Der Grundsatz für einen verantw
ortungsvollen U

m
gang m

it radioaktiven Stoffen lautet: 
Zusam

m
enhalten • Abschirm

en • Ü
berw

achen! 
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Beispiele alternativer Lagerungskonzepte für gering radioaktive Abfälle

Lagerung am
 AKW

-Standort 14

a) Lagerung im
 entkernten AKW

-Gebäude: Hoch-, m
ittel- und schw

achradioaktive Kom
ponen-

ten w
erden entfernt. Die Gebäude w

erden stehengelassen. Beim
 Abbau der Atom

anlage ange-
fallene gering radioaktive Abfälle w

erden konditioniert und in korrosionsbeständige Behälter 
verpackt. Die Gebäude w

erden, m
it Ausnahm

e eines Zugangs zur Begehung, nach außen isoliert 
und atom

rechtlich überw
acht. Ein W

iederanfahren des Atom
kraftw

erks ist nach der Entkernung 
nicht m

ehr m
öglich. Aufrechterhaltung für 100-150 Jahre – dann erneute Prüfung.

b) Vollständiger Abbau m
it Bunker: Vollständiger Rückbau des Atom

kraftw
erkes. Alle abgebau-

ten und beim
 Abbau anfallenden gering radioaktiven M

aterialien w
erden abfalltechnisch kondi-

tioniert und in korrosionsbeständige Behälter verpackt. An geeigneter Stelle w
ird ein robustes 

Bauw
erk (Bunker) neu errichtet. N

ach Einlagerung der Abfallgebinde w
ird das Gebäude herm

e-
tisch verschlossen und atom

rechtlich überw
acht. Aufrechterhaltung für m

ehrere hundert Jahre.

c) Alternativkonzept bei begründetem
 Ausschluss von a) oder b)

O
berflächennahes Lager für gering radioaktive Abfälle: 

Entw
icklung eines Lagerungskonzeptes in Anlehnung an die Architektur des Lagers für gering 

radioaktive Abfälle in M
orvilliers in Frankreich. Gering radioaktive Abfälle w

erden konditioniert, 
in korrosionsbeständige Behälter verpackt und zum

 Lager transportiert. Die Abfallgebinde w
er-

den rückholbar eingelagert und die Einlagerungsbereiche teilverschlossen. Das Lager w
ird atom

-
rechtlich überw

acht. Zur Verm
eidung von Transporten radioaktiver Abfälle ist eine Lagerung am

 
AKW

-Standort vorzuziehen. 

Es gibt keine gute Lösung für eine falsche Sache. Für den U
m

gang m
it radioaktiven Abfäl-

len kann der Anspruch daher nur lauten, die beste aller schlechten Lösungen zu finden.

Das französische Lager in M
orvilliers w

urde auf einer m
ehrere 10 M

eter dicken Tonform
ation 

errichtet. Das Fundam
ent bildet eine Barriere, sodass Radionuklide zurückgehalten w

erden und 
kein W

asser eindringen kann. Der Boden w
ird zusätzlich m

it einer Geom
em

bran gesichert. Die 
Abfälle w

erden konditioniert und in Behälter verpackt. Eingelagerte Abfallgebinde w
erden m

it 
einer Geom

em
bran abgedeckt, die sodann verschw

eißt w
ird. Anschließend w

erden zw
ei w

eite-
re Tonschichten aufgebracht und m

it Boden abgedeckt. Die radioaktiven Abfälle sind so langfris-
tig abgeschirm

t, atom
rechtlich überw

acht und rückholbar eingelagert. 15

Ebenso w
ie in Frankreich w

erden auch in Spanien radioaktive Abfälle nicht zur abfallw
irtschaft-

lichen Verw
ertung oder Beseitigung freigegeben.

14  In Anlehnung an N
eum

ann, W
olfgang in: IPPN

W
: Stellungnahm

e zum
 Verbleib gering radioaktiver Stoffe am

 Standort,
       2016, http://w

w
w

.ippnw
.de/com

m
onFiles/pdfs/Atom

energie/Stilllegung_Atom
m

uell/Intac_N
eum

ann_2016_IPPN
W

-
       Stellungnahm

e_AKW
-Rueckbau_Freigabe.pdf

15  Vgl. N
eum

ann, W
olfgang: Stellungnahm

e zu Defiziten der Regelung von Freigaben radioaktiver Stoffe in der Bundesre-
       publik Deutschland, 2013, S. 50f. sow

ie http://w
w

w
.andra.fr/international/dow

nload/andra-international-en/docum
ent/

       andra-solutions.pdf), 19.04.2017

Schem
azeichnung M

ono-Lager für
gering radioaktiven Atom

m
üll

in M
orvilliers, Frankreich 
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§ 6 Strahlenschutzverordnung (StrlSchV)
Verm

eidung unnötiger Strahlenexposition und Dosisreduzierung

„(1) W
er eine Tätigkeit nach § 2 Abs. 1 N

r. 1* plant oder ausübt, ist verpflichtet, jede unnötige 
Strahlenexposition oder Kontam

ination von M
ensch und U

m
w

elt zu verm
eiden.

(2) W
er eine Tätigkeit nach § 2 Abs. 1 N

r. 1 plant oder ausübt, ist verpflichtet, jede Strahlenex-
position oder Kontam

ination von M
ensch und U

m
w

elt unter Beachtung des Standes von W
is-

senschaft und Technik und unter Berücksichtigung aller U
m

stände des Einzelfalls auch unterhalb 
der Grenzw

erte so gering w
ie m

öglich zu halten.“ (§ 6 StrlSchV)

*Anm
erkung: § 2 Abs. 1 N

r. 1 der StrlSchV um
fasst u.a. den gesam

ten Stilllegungsprozess inklu-
sive des Abrisses der Atom

kraftw
erke und der Atom

m
ülllagerung. 

Interpretation
Die in § 6 Abs. 1 verordnete Verpflichtung zur Verm

eidung jeder unnötigen Strahlenexposition 
m

uss in der Konsequenz bedeuten, dass alle denkbaren Verfahrensw
eisen im

 Rahm
en des Still-

legungsprozesses gleichw
ertig berücksichtigt und gutachterlich bew

ertet w
erden. Die Entschei-

dung für ein Verfahren kann nur in der dezidierten Gegenüberstellung der verschiedenen Hand-
lungsoptionen und unter Einhaltung des M

inim
ierungsgebotes erfolgen. W

ird die Entscheidung 
über die Verfahrensw

eisen der Stilllegung der W
illkür von AKW

-Betreibern, Politik und Behör-
den überlassen, steht dies im

 W
iderspruch zu § 6 der Strahlenschutzverordnung.

 Absatz 2 fordert die Anw
endung neuester w

issenschaftlicher Erkenntnisse und technischer Ent-
w

icklungen. Dies dient ebenfalls der Verm
eidung unnötiger Strahlenexposition. Ausdrücklich 

w
eist der Gesetzgeber darauf hin, dass Grenzw

erte nicht nach Belieben ausgeschöpft w
erden 

dürfen – die Strahlenbelastung ist stets auf das m
ögliche M

inim
um

 zu begrenzen. 
Die Handlungsanw

eisungen, die § 6 vorgibt, sind bis hierhin leicht nachvollziehbar. Schw
ierig 

w
ird es erst m

it der W
endung „unter Berücksichtigung aller U

m
stände des Einzelfalls“, denn die-

se führt zu kom
plexen ethischen Fragestellungen. Das Schutz- und Vorsorgeprinzip ist § 6 jedoch 

als Leitsatz im
m

anent und m
uss som

it auch in der Ü
bertragung auf einzelne Sachzusam

m
enhän-

ge und Anw
endungsbereiche gelten.

Fazit
Die nach heutigem

 Stand in Deutschland vollzogene Praxis der AKW
-Stilllegung verletzt in m

ehr-
facher Hinsicht das M

inim
ierungsgebot des Strahlenschutzes. Die 2001 m

it der N
ovellierung 

der Strahlenschutzverordnung eingeführte Freigaberegelung (§ 29) steht im
 W

iderspruch zu § 6 
derselben Verordnung.

Es bedarf keines w
issenschaftlichen Gutachtens, um

 festzustellen, dass die konzentrierte, ab-
geschirm

te und rückholbare Lagerung von radioaktivem
 M

aterial einen besseren Schutz für 
M

ensch und U
m

w
elt darstellt als eine unkontrollierte, flächendeckende und irreversible Frei-

Das M
inim

ierungsgebot

Energiekonzerne w
ie Vattenfall, Eon, RW

E und EnBW
 sind nicht zur Verteidigung hum

anistischer 
W

erte angetreten. Ihre Aufgabe ist die Verteidigung ihrer Kapitalinteressen – es geht um
 Ge-

w
innm

axim
ierung, W

achstum
, Ü

berleben. Ihre Existenz hängt allein von Geld ab, w
ährend das 

m
enschliche Leben abhängig ist von sauberer Luft, sauberem

 W
asser, unbelasteten N

ahrungs-
m

itteln. Diese beiden System
e stehen offensichtlich im

 W
iderspruch zueinander.

Aufgabe der Politik m
uss es sein, den Konzernen in ihren system

logischen Bestrebungen Gren-
zen zu setzen und deren Einhaltung sicherzustellen, um

 M
ensch und U

m
w

elt zu schützen. W
enn 

aber die Konzerne Einfluss auf die Gesetze nehm
en und die Grenzen selbst festlegen, dann ge-

ben w
ir unsere hum

anistischen W
erte preis und „leisten“ sie uns nur dort, w

o sie w
irtschaftli-

chen Interessen nicht im
 W

ege stehen.

Der Schutz von Gesundheit und U
m

w
elt ist nicht vernachlässigbar!

W
o ist die nächste Deponie, eine M

üllverbrennungsanlage oder ein Recyclingbetrieb 
in Ihrer U

m
gebung?

setzung der im
 Abrissm

aterial enthaltenen Radioaktivität. Dennoch ist letztere Variante der vor-
gesehene Beseitigungsw

eg. Die aktuelle Gesetzeslage fordert keine gutachterliche Gegenüber-
stellung verschiedener Lagerungskonzepte, dabei w

äre sie zur Ü
berprüfung einer m

inim
ierten 

Strahlenexposition notw
endig. Dies betrifft auch die Dekontam

inationsverfahren, die in Q
ualität 

und Q
uantität hinsichtlich des einzuhaltenen M

inim
ierungsziels untersucht w

erden m
üssten.

Aktueller Stand der W
issenschaft ist, dass die Risiken und Folgen der N

iedrigstrahlung nicht 
hinreichend erforscht sind. Ein Schw

ellenw
ert für die Entstehung stochastischer Schäden durch 

ionisierende Strahlung existiert nicht. Jede Strahlung ist schädlich – m
ehr Strahlung ist schäd-

licher. In der Risikobew
ertung gehen die w

issenschaftlichen M
einungen w

eit auseinander. Den 
w

irtschaftlichen N
utzen in diesem

 W
issenschaftlerstreit zum

 Zünglein an der W
aage zu m

achen, 
ist nicht nur w

issenschaftlich unseriös, sondern auch aus ethischen Gründen fatal. In der W
aag-

schale liegt das Leben und die körperliche U
nversehrtheit des Einzelnen in der Bevölkerung. 

Die w
illentliche Inkaufnahm

e irreversibler Schäden verletzt nicht nur das Strahlenschutzgebot, 
sondern auch Grundrechte. 

N
achschlag

• Fragen Sie bei den Betreibern von Verw
ertungs- und Beseitigungsanlagen an Ihrem

 W
ohnort  

     nach, ob AKW
-Abrissm

aterial angenom
m

en w
ird.

• Sprechen Sie m
it Ihren kom

m
unal-, landes- und bundespolitischen Vertretern.

• Tauschen Sie sich m
it M

enschen in Ihrer U
m

gebung aus.

• U
nterstützen Sie die Initiativen, die sich für ein Freigabeverbot von strahlenden Abfällen 

     einsetzen.
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 »... dass die M
essungen von den AKW

- 
Betreibern selbst und ohne durchgängige 
Ü

berw
achung durchgeführt w

erden? 

 »... dass die AKW
- Betreiber hohe Kosten 

einsparen, w
enn sie m

öglichst viele Rest-
stoffe über die norm

ale Abfallw
irtschaft 

entsorgen können? 

 »... dass die AKW
 -Betreiber in erster Linie 

die w
irtschaftlichen Interessen ihrer An-

teilseigner berücksichtigen, also vor allem
 

dem
 Shareholder Value verpflichtet sind? 

 »... dass z.B. im
 Lager Asse in N

iedersachsen 
auch hochradioaktive Abfälle eingelagert 
w

urden, die dort nicht hätten gelagert 
w

erden dürfen? 

 »... dass bis in die jüngste Vergangenheit 
AKW

 -U
nfälle und Atom

m
üll-Skandale m

it 
behördlicher Duldung, auf deren Anw

ei-
sung oder ohne deren W

issen vertuscht, 
verheim

licht und verharm
lost w

urden?

 »... dass die Ausw
irkungen nicht berechen-

bar sind und M
ehrfach-  und Dauer- 

belastungen bei der Risikobew
ertung gar 

nicht berücksichtigt w
urden? 

 »... dass Radioaktivität auch in geringen 
Dosen schädlich ist und uns krank m

achen 
kann? 

 »... dass U
m

w
eltverbände (z.B. BU

N
D), 

Ärztevereinigungen (z.B. IPPN
W

, Deutscher 
Ärztetag 2017), Physiker und Biologen vor 
den Risiken und m

öglichen Ausw
irkungen 

w
arnen? 

 »... dass es bei der Lagerung von Atom
m

üll 
seitens der AKW

 -Betreiber und Politiker 
schon viele verm

eintlich gute Lösungen 
gab, die sich im

 N
achhinein als schlecht 

bzw
. katastrophal erw

iesen haben? 

 »... dass w
ir diesen M

üll nie w
ieder einsam

-
m

eln w
erden können? 

 »... dass es für gering strahlenden M
üll 

bessere Lagerungsm
öglichkeiten gibt, 

die M
ensch und U

m
w

elt einen besseren 
Schutz vor radioaktiver Strahlung bieten 
w

ürden?

Zum
 Schluss: Zw

ei Fragen...
Können w

ir es als Gesellschaft verant-
w

orten, Abfälle m
it geringer Radioakti-

vität in großen M
engen in die U

m
w

elt 
freizusetzen und über das ganze Land 
zu verteilen, obw

ohl w
ir w

issen, ...

Können w
ir uns bei den Radioaktivitäts-

m
essungen auf die Richtigkeit der M

ess- 
ergebnisse bzw

. auf rein theoretische 
Berechnungsm

odelle verlassen, 
obw

ohl w
ir w

issen, ...

Durch den in 2016 beschlossenen Atom
kom

prom
iss entlässt der Bund die Atom

konzerne 
entgegen dem

 Verursacherprinzip aus der Verantw
ortung für die Atom

m
üllkosten. Die 

Kosten für den Rückbau bleiben bei den Atom
konzernen – dies beinhaltet auch die Kosten 

für die Beseitigung freigem
essener Abfälle. U

m
 zu verhindern, dass die AKW

-Betreiber 
aufgrund der neuen Situation w

eniger engagiert dekontam
inieren und freim

essen, sehen 
die gesetzlichen N

euregelungen eine Pflicht zur Freim
essung vor, die bei M

issachtung m
it 

hohen Kosten für die Atom
konzerne verbunden ist. Es bleibt also, Hand in Hand m

it der 
Politik, im

 w
irtschaftlichen Interesse der Konzerne, m

öglichst viel M
aterial freizum

essen.
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unterstützt von:

www.bi-kamis.info
Schönwohld

www.Gegengift.blogsport.eu
Heilbronn

www.Atomerbe.de
Neckarwestheim

www.Antiatom-Ludwigsburg.de
Ludwigsburg

www.froschgraben-freigemessen.de
Schwieberdingen - Horrheim

www.strahlentelex.de
Schöneiche bei Berlin

www.umweltgewerkschaft.org 
Ortsgruppe Lübeck

www.Energiewende-HN.de
Heilbronn

www.bi-mut.de
Hagen im Bremischen

www.biss-braunschweig.de
Braunschweig

www.strahlenschutz-gesellschaft.de
Hannover

www.ak-wesermarsch.info
Regionalkonferenz der Umweltschutz BIs Unterweserregion 
Esenshamm

www.driftsethe-gegen-deponien.de
Hagen im Bremischen

www.brokdorf-akut.de
Brokdorf

www.bund-hessen.de
BUND Landesverband Hessen e.V.
Frankfurt am Main

www.ausgestrahlt.de
Hamburg

www.ippnw.de
Deutsche Sektion der Internationalen
Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges - 
Ärzte in sozialer Verantwortung e.V.
Berlin

www.atomerbe-obrigheim.de
Neckar-Odenwald-Kreis

„Umgang mit den atomaren Altlasten“ e.V.
www.atomerbebiblis.ibk.me
Heppenheim

www.atomkraftende.de
Darmstadt

www.lagatom.de
Lüneburg

www.bigmueg.de
Neckar-Odenwald-Kreis


